
THEMENINFO

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat in seinem Urteil vom 22.8.2013 
die Regelungen zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp-
fängers bei Bauleistungen nach § 13b UStG – i. d. F. vor der 
Änderung durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen 
Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und zur Ände-
rung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 25.7.2014 – ab-
weichend von der früheren Verwaltungsauffassung ausgelegt.

Nach der früheren Verwaltungsauffassung waren Unterneh-
mer, die eigene Grundstücke zum Zweck des Verkaufs bebauen 
(z. B. Bauträger), Steuerschuldner für die von anderen Unter-
nehmern an sie erbrachten Bauleistungen, wenn die Bemes-
sungsgrundlage der von ihnen getätigten Bauleistungen mehr 
als 10 % der Summe ihrer steuerbaren und nicht steuerbaren 
Umsätze (Weltumsatz) beträgt.

In dem vom BFH entschiedenen vorgenannten Fall versteu-
erte das Bauträgerunternehmen als Leistungsempfänger zu-
nächst die von ihm bezogenen Leistungen als Steuerschuld-
ner, machte aber später geltend, dass die Voraussetzungen des 
§ 13b UStG nicht vorgelegen hätten und forderte die von ihm 
gezahlte Umsatzsteuer vom Finanzamt zurück. Der BFH ent-
schied wie folgt: 

Der Leistungsempfänger von Bauleistungen ist nur dann 
Steuerschuldner für die an ihn erbrachte Leistung, wenn er 
diese Leistung seinerseits zur Erbringung einer Bauleistung 
verwendet. Auf den Anteil der vom Leistungsempfänger 
ausgeführten Bauleistungen am Gesamtumsatz kommt es 
dabei nicht an.

Mit BMF-Schreiben vom 5.2.2014 und vom 8.5.2014 wurden 
die Finanzämter angewiesen, die Grundsätze des BFH-Urteils 
vom in vollem Umfang für nach dem 14.2.2014 ausgeführte 

Umsätze allgemein anzuwenden. Die betroffenen Unterneh-
mer können danach für die Vergangenheit an der bisherigen 
Handhabung festhalten. Die Notwendigkeit von Rechnungs-
berichtigungen besteht nicht. Diese Vereinfachungsregelung 
(Nichtbeanstandungsregelung) gewährt beiden Unternehmern 
bei einvernehmlicher unveränderter Beibehaltung der bisheri-
gen Handhabung uneingeschränkte Rechtssicherheit und Ver-
trauensschutz, sofern nicht zu einem späteren Zeitpunkt von 
der einvernehmlichen Handhabung abgewichen wird.

In Ergänzung der beiden vorgenannten BMF-Schreiben gilt 
unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder Folgendes:

1. Besteuerung des leistenden Unternehmers

Sind leistender Unternehmer und Leistungsempfänger bei ei-
ner vor dem 15.2.2014 erbrachten steuerpfl ichtigen Bauleis-
tung davon ausgegangen, dass der Leistungsempfänger nach 
§ 13b UStG die Steuer schuldet, und stellt sich diese Annahme 
nach dem BFH-Urteil im Nachhinein als unrichtig heraus und 
machen die beteiligten Unternehmer keinen Gebrauch von der 
Vereinfachungsregelung/Nichtbeanstandungsregelung, ist die 
gegen den leistenden Unternehmer wirkende Umsatzsteuer-
festsetzung für noch nicht festsetzungsverjährte Besteue-
rungszeiträume zu ändern, soweit der Leistungsempfänger die 
Erstattung der Steuer fordert, die er in der Annahme entrichtet 
hatte, Steuerschuldner zu sein. 

Der leistende Unternehmer kann die gesetzlich entstandene 
und von ihm geschuldete Umsatzsteuer zivilrechtlich gegen-
über dem Leistungsempfänger zusätzlich zum Netto-Entgelt 
geltend machen. Das für den leistenden Unternehmer zustän-
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Die vorgenannten Auskünfte sind zur Feststellung der für 
die Besteuerung erheblichen Sachverhalte sowohl beim Leis-
tungsempfänger als auch beim leistenden Unternehmer erfor-
derlich. Der Leistungsempfänger ist darauf hinzuweisen, dass
diese Auskünfte auch zum Zweck der Besteuerung der jeweils 
leistenden Unternehmer angefordert werden.

Das für den Leistungsempfänger zuständige Finanzamt infor-
miert umgehend das für den jeweiligen leistenden Unterneh-
mer zuständige Finanzamt über die Tatsachen, die jeweils zur 
Festsetzung der Umsatzsteuer notwendig sind.

Anschließend ist der jeweilige leistende Unternehmer unver-
züglich von dem für ihn zuständigen Finanzamt darüber zu 
informieren, dass der Leistungsempfänger sich auf das BFH-
Urteil vom 22.8.2013 berufen und die Erstattung der Um-
satzsteuer gefordert hat, die er ursprünglich in der Annahme 
entrichtet hatte, Steuerschuldner i. S. d. § 13b UStG zu sein. 
Zugleich ist der leistende Unternehmer darauf hinzuweisen,

• inwieweit diese Umsatzsteuer nunmehr von ihm geschul-
det wird,

• dass eine Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung beab-
sichtigt ist und

• dass er seine Umsatzsteuerschuld durch Abtretung seiner 
- nach berichtigter Rechnungsstellung bestehenden - zi-
vilrechtlichen Forderung gegen den Leistungsempfänger 
erfüllen kann, sofern die Annahme der Steuerschuld des 
Leistungsempfängers im Vertrauen auf eine Verwaltungs-
anweisung beruhte, er sich verpfl ichtet, bei der Durchset-
zung des abgetretenen Anspruchs mitzuwirken, und die 
übrigen gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.

Die Abtretung der zivilrechtlichen Forderungen gegen den 
Leistungsempfänger sollte zur Beschleunigung des Verfahrens 
auch schon vor einer Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung 
erfolgen.

Die Entscheidung über den (anteiligen) Erstattungsanspruch 
des Leistungsempfängers soll bis zur Rückmeldung des jeweils 
für den leistenden Unternehmer zuständigen Finanzamts über 
das Vorliegen einer (wirksamen) Abtretung zurückgestellt 
werden. Das für den leistenden Unternehmer zuständige Fi-
nanzamt hat das für den Leistungsempfänger zuständige 
Finanzamt umgehend über das Ergebnis seiner Maßnahmen 
bzw. über mit ihm getroffene Abtretungsvereinbarungen zu 
informieren.

3. Nachzahlungszinsen nach § 233a AO

Bei der Verzinsung der nachträglichen Umsatzsteuerfestset-
zung gegenüber dem leistenden Unternehmer gilt der Antrag 
des Leistungsempfängers auf Erstattung der zunächst von 
ihm entrichteten Umsatzsteuer als rückwirkendes Ereignis. 
Der Zinslauf von Nachzahlungszinsen beginnt in diesen Fällen 
folglich erst 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem das rückwirkende Ereignis eingetreten ist.

dige Finanzamt hat in diesen Fällen auf Antrag zuzulassen, 
dass der leistende Unternehmer den ihm gegen den Leistungs-
empfänger zustehenden Anspruch auf (nachträgliche) Zahlung 
der gesetzlich entstandenen Umsatzsteuer dem Finanzamt ab-
tritt, wenn die Annahme der Steuerschuld des Leistungs emp-
fängers im Vertrauen auf eine Verwaltungsanweisung beruhte. 
Diese Abtretung erfolgt nach Maßgabe des Zivilrechts durch 
Angebot seitens des leistenden Unternehmers, mit dem er sich 
verpfl ichtet, bei der Durchsetzung des Anspruchs mitzuwirken, 
und Annahme durch das Finanzamt. Die Mitwirkungspfl icht 
des leistenden Unternehmers bezieht sich hierbei zuvorderst 
auf den Nachweis der Richtigkeit und den Bestand seiner (ab-
getretenen) Forderung sowie die Wirksamkeit der Abtretung.

Die vorgenannte Abtretung wirkt an Zahlungs statt und führt 
damit zum Erlöschen des Umsatzsteueranspruchs, wenn 

• der leistende Unternehmer dem Leistungsempfänger eine 
erstmalige oder geänderte Rechnung mit offen ausgewie-
sener Umsatzsteuer ausstellt, 

• die Abtretung an das Finanzamt wirksam bleibt, 
• dem Leistungsempfänger diese Abtretung unverzüglich 

mit dem Hinweis angezeigt wird, dass eine Zahlung an 
den leistenden Unternehmer keine schuldbefreiende Wir-
kung mehr hat, und

• der leistende Unternehmer seiner Mitwirkungspfl icht 
nachkommt.

2. Verfahrensmäßige Abwicklung der Ände-
rungsanträge der Leistungsempfänger

Hat der Leistungsempfänger unter Berufung auf das BFH-Ur-
teil vom 22.8.2013 die Erstattung der Umsatzsteuer gefordert, 
die er ursprünglich in der Annahme entrichtet hatte, Steuer-
schuldner zu sein, sind die entsprechenden Umsätze an den 
Leistungsempfänger zu ermitteln.

Der Leistungsempfänger hat dem für ihn zuständigen Finanz-
amt dazu Folgendes im Einzelnen darzulegen (die Beleganfor-
derung im Einzelfall bleibt hiervon unberührt):

• Name, Anschrift und Steuernummer des leistenden Un-
ternehmers,

• Rechnungsdatum, Rechnungsnummer, Bezeichnung der 
erbrachten Bauleistung, Entgelt und – soweit die Rech-
nung bereits berichtigt wurde – Steuersatz und Steuerbe-
trag, Zeitpunkt der Zahlung und/oder der Schlusszahlung 
der hierüber erteilten Rechnungen oder Gutschriften,

• Zeitpunkt und Höhe der geleisteten An- oder Teilzahlun-
gen sowie Rechnungsdatum und Rechnungsnummer der 
hierüber erteilten Rechnungen oder Gutschriften,

• Zuordnung der bezogenen Bauleistung bzw. der geleiste-
ten Anzahlung zu dem jeweiligen Ausgangsumsatz unter 
Angabe des konkreten Ausgangsumsatzes (Bauvorha-
bens) als objektbezogenen Nachweis dafür, dass die Ein-
gangsleistung nicht zur Erbringung von selbst erbrachten 
Bauleistungen verwendet wurde.

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt. 
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